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Einführung
Sehr geehrte Damen und Herren,

guten Morgen und vielen Dank für die Einladung zu diesem Frühstück.
Die Schuldenkrise ist ja leider nach wie vor das alles bestimmende Thema.

Erst vor zwei Wochen hat der Bundestag der Erweiterung des EFSF zugestimmt - nun reden wir schon wieder über Krisenmaßnahmen.

Diesmal steht die Rekapitalisierung der europäischen Banken zur Debatte, möglicherweise im Vorgriff auf einen Schuldenschnitt in Griechenland.

Es ist mir an dieser Stelle aber wichtig, zu betonen, dass wir - anders als oft dargestellt - eben über eine Staatsschuldenkrise und nicht über eine Eurokrise sprechen.
Der Euro hat nach den 10 Jahren seiner Existenz eine sehr gute Bilanz.

Die Bilanzen der Euroländer sind dagegen teilweise alles andere als gut.

Die Finanzkrise begann mit der Sub-prime Kreditkrise in den USA und erreichte mit dem Zusammenbrach von Lehman Brothers und dem folgenden Aufruhr in den Finanzmärkten einen ersten Höhepunkt.

Die Krise traf im Anschluss dann auch die Realwirtschaft und weitete sich damit zu einer ökonomischen Krise aus. 
Die Bruttosozialprodukte (innerhalb und außerhalb des Euroraums) schrumpften, die wirtschaftliche Aktivität verminderte sich weltweit und die Budgetdefizite wuchsen.
Sinkende Steuereinnahmen und wachsende Sozialausgaben sowie staatliche Investitionsprogramme verursachten einen drastischen Anstieg der Staatsschulden.

Damit hatte sich die Krise 2010 weiter ausgebreitet, dieses Mal zu einer staatlichen Schuldenkrise.

Überall in der EU sahen sich Regierungen daher genötigt, weitreichende Sparpakete zu verabschieden.
Doch einige Länder waren stärker betroffen als andere. 

Manche Länder hatten ihre wenig nachhaltige Wirtschaftsentwicklung und ihren dringenden Reformbedarf bis dahin unter dem Deckmantel der gemeinsamen Währung verstecken können. 
Die Finanzkrise macht diese Fehlentwicklungen und die ihnen zugrunde liegenden grundsätzlichen Fehler in der Konstruktion der Währungsunion nun deutlich.

Die mangelnde Integration der Wirtschaftspolitiken in der Währungsunion hat die unkontrollierte Entwicklung von erheblichen ökonomischen Ungleichgewichten zwischen den Euroländern möglich gemacht und es versäumt, die Eurozone mit einem klaren Krisenmechanismus auszustatten, der in Fällen wie der Griechenlandkrise eine schnelle, effiziente Reaktion erlaubt hätte.
Die Prinzipien des Stabilitäts- und Wachstumspaktes wurden in der Vergangenheit vielfach nicht eingehalten.

Und was zunächst aussah, wie kleine Ungenauigkeiten, hat mit der Zeit den gesamten Pakt unterminiert. 

Unter dem Schock der Krise konnten Griechenland, Irland und Portugal keine nachhaltigen öffentlichen Finanzen mehr präsentieren und dem Druck der Märkte nicht länger widerstehen. 
Die Europäische Union sah sich daher gezwungen, Rettungsmaßnahmen zu ergreifen, um den Kollaps eines Mitgliedstaates zu verhindern, der potentiell verheerende Auswirkungen auf die gesamte Union und die globalen Finanzmärkte gehabt hätte.
Doch die Bereitwilligkeit der europäischen Steuerzahler, für schwache Kontrollen im Finanzsektor, Missmanagement der öffentlichen Ausgaben und verpasste Reformen aufzukommen, ist gelinde gesagt erheblich geschwunden.
Politiker, Aufsichtsbehörden und die Finanzbranche müssen schnelle und adäquate Antworten finden. 

Als ersten Schritt haben wir in der EU daher ein neues Finanzaufsichtssystem geschaffen.
Zudem sind wir nach wie vor dabei, Lücken in der Finanzmarktregulierung zu schließen. 
Und schließlich haben wir vorletzte Woche in Straßburg endlich eine Einigung zur Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes verabschiedet, mit der Überwachungsmechanismen verbessert werden, um makroökonomische Ungleichgewichte zukünftig zu korrigieren und abzuschwächen.
Doch reicht das?
Die Reform des Paktes ist ein wichtiger Schritt.
Doch muss der neue Pakt auch eingehalten werden.

Damit die Kommission die hierzu notwendige Kontrolle in Zukunft leisten kann, muss sie politisch und rechtlich gestärkt werden. 

Ebenso muss die Europäische Zentralbank gestärkt werden, um noch unabhängiger von nationalen Interessen agieren zu können.

Auch die Euro-Gruppe muss gestärkt werden, indem der Kommissar für Wirtschaft und Währung zum Chef der Euro-Gruppe wird.

Die Kontrolle der Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und der anderen Instrumente zur Einhaltung der Regeln müssen zusammengefasst werden.

Wir brauchen mehr Europa und Europa braucht eine klare Führung und Repräsentanz. 

Wir sind eine Schicksalsgemeinschaft - das muss sich endlich auch in der politischen Führung widerspiegeln.

Gleichzeitig entbindet das die Mitgliedstaaten aber nicht von der Eigenverantwortung für ihr Handeln. 

Die Eigenverantwortung ist und bleibt Bedingung europäischer Solidarität. 

Ob mit oder ohne Eurobonds, gegen deren Einführung ich persönlich bin, sind wir im Euroraum de facto längst eine Haftungsgemeinschaft. 

Aber diese Haftungsgemeinschaft darf keine Transferunion werden, sie muss eine Solidargemeinschaft bleiben, in der Hilfe und Reformen im Interesse von Nehmern- wie Geberländern sind. 

Der EFSF und ESM sind diesem Prinzip gemäß Schritte in die richtige Richtung.

Mehr Europa bedeutet daher nicht weniger Verantwortung oder gar noch mehr bürokratischer Wasserkopf hier in Brüssel.

Wir brauchen mehr Koordinierung auf europäischer Ebene, doch muss dies innerhalb des bestehenden Institutionen- und Kompetenzgefüges stattfinden.

Wir brauchen keine Wirtschaftsregierung, die parallel zu Kommission, Eurogruppe, EZB und Rat das Problem der mangelnden Führung noch vergrößert.

Die Kommission muss die exekutive Führung übernehmen und das Europäische Parlament muss sich dementsprechend stärker als Kontrolleur der Exekutive begreifen.

Die Mitgliedstaaten im Rat müssen sich dieser Herausforderung stellen.

Die nationalen Parlamente behalten die Kontrolle über nationale Haushalte und die Verwendung der Mittel von EFSF und ESM, das Europäische Parlament erhält die gesamteuropäische Kontrolle des Regelwerks und der verschiedenen Instrumente.
Aus meiner Sicht, ist dies nach wie vor die große Chance, die für Europa mit dieser Krise einhergeht. 
In der Vergangenheit ist Europa immer gestärkt aus Phasen der Schwäche hervorgegangen.

Noch ist das auch in dieser Krise möglich.

Ich betone aber: "noch"!

Aber wir sollten uns auch keine falschen Hoffnungen machen.

Die genannten Maßnahmen können nur zukünftige Krisen vermeiden helfen, auf die gegenwärtige Krise haben sie kaum Einfluss.
Während in Irland und Portugal die vom EFSF vorgeschriebenen Reformen wirken und sich die Länder tatsächlich erholen, ist Griechenland nach wie vor in sehr besorgniserregendem Zustand.

Glücklicherweise hat der Deutsche Bundestag vorvergangene Woche der Erweiterung des EFSF zugestimmt.

Doch ich kann die Bedenken meiner Kollegen in Berlin und Bratislava über die zukünftige Entwicklung Griechenlands schon auch verstehen.  

Was geschieht, wenn Griechenland sich nicht erholt?
Wir können nicht einfach immer den EFSF ausweiten, wenn Griechenland wieder die Reformvorgaben reißt.

Das ist schlicht kein gangbarer Weg - weder politisch noch ökonomisch. 

Wie schwierig eine Ausweitung politisch inzwischen geworden ist, hat nicht nur die Debatte in Deutschland gezeigt, sondern macht nun vor allem auch das Nein der Slowakei deutlich.

Und müssen wir uns nicht viel mehr darauf einstellen, dass Griechenland sehr viel langfristiger Hilfe braucht, als wir bisher geplant haben?

Wir betonen zu Recht immer wieder, dass Griechenland dringend reformbedürftig ist. 

Die derzeitige Lage in Griechenland macht aber deutlich, dass diese Reformen nur schwer alle auf einmal umgesetzt werden können.

Schon jetzt trägt die Bevölkerung die Einschnitte kaum mehr mit - nötig wären jedoch sogar noch weitere Maßnahmen.

Zudem brauchen Reformen Zeit, bis sie greifen, insbesondere, da die Reformen in Griechenland nicht nur den Staat und seine Regeln verändern müssen, sondern die Gesellschaft und die Mentalität der Bevölkerung.

Angesichts dessen erscheinen immer weitere Hilfspakete doch sehr fragwürdig.

Doch was sind die Alternativen? 

Kann ein Schuldenschnitt helfen, der jetzt ja wahrscheinlich ansteht?

Ich freue mich, dass wir diese Fragen heute hier diskutieren können.
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